
Verordnung vom 30. Juli 1946 zuwiderzulaufen. Sie 
hatten vielmehr alles zu tun, um die entschädigungslose 
Enteignung des Konzerns zu fördern und zur Durch i^ih- 
rung zu bringen. Die gewesenen Vorstandsmitglieder 
hatten die direkte und unmittelbare Verpflichtung, dem­
gemäß zu handeln, die Aufsichtsratsmitglieder die Ver­
pflichtung, die treuhänderischen Geschäftsführer zu 
überwachen und zum pflichtgemäßen Handeln anzu­
halten. Sie hatten im besonderen darauf zu achten, daß 
das enteignete Vermögen der DCGG keine Schmälerung 
erfahre, da es im vollen Umfange der Verfügungsgewalt 
und der dann folgenden Enteignung unterlag; der aus 
den grundlegenden gesetzlichen Anordnungen zu ent­
nehmende Umfang des zu enteignenden Vermögens be­
deutete für die DCGG, daß auch alle Beteiligungen, da­
mit auch der gesamte Aktien- und Wertpapierbesitz­
stand sowie überhaupt alle wie immer gearteten son­
stigen Vermögenswerte, erfaßt waren. . . .

Der Geist, von dem die Angeklagten Methfessel und 
Müller beherrscht waren, aus dem heraus sie tätig 
wurden, und der das gesamte diesem Prozeß zugrunde 
liegende Geschehen charakterisiert, ist aus dem Schrei­
ben zu entnehmen, das der Angeklagte Methfessel mit 
Billigung des Angeklagten Müller bereits am 9. Juni 1945 
an Dr. Schalfejew im Westen schrieb, und in dem er 
unter anderem darstellte, welche bedeutenden und wert­
vollen Betriebe und Tochtergesellschaften der DCGG 
allein innerhalb der sowjetischen Besatzungszonen 
liegen. In diesem Schreiben heißt es:

. Nachdem, wie schon erwähnt, in der russischen Zone 
etwa 75% des Gesellschaftsvermögens der DCGG fest­
liegen, ist es u. E. nicht zu verantworten, dieses Herzstück 
unserer Gesellschaft mehr oder weniger sich selbst zu über­
lassen. Es muß vielmehr unbedingt der Versuch gemacht 
werden, diesen wertvollsten Besitz selbst unter Inkauf­
nahme persönlicher Gefahren und Unannehmlichkeiten für 
die Gesellschaft in eine bessere Zukunft hinüberzuretten. 
Wir sind sogar der Auffassung, daß dieser Wiederaufbau 
der im Westen gelegenen Industriewerke nur möglich sein 
wird, wenn es gelingt, die in der russischen Besatzungs­
zone liegenden großen Vermögenswerte für die Gesellschaft 
zu erhalten . . .
. . . Erschwerend kommt noch hinzu, daß Hand in Hand 
mit dem Erscheinen der russischen Besatzungsmacht der 
Einfluß der Kommunisten stark gewachsen ist und überall 
zur Vorherrschaft drängt. Wir sind uns darüber im 
klaren, daß innerhalb der russischen Besatzungszone die 
innerpolitischen Kämpfe erst jetzt mit aller Schärfe ein- 
setzen werden. Auch mit den Schwierigkeiten wird nur ein 
schlagkräftiger und arbeitsfähiger Vorstand fertig werden 
können. Der Emst der Situation wird u. a. dadurch ge­
kennzeichnet, daß z. B. in Dessau der von der ameri­
kanischen Besatzungsmacht eingesetzte zweite Bürgermeister 
über Nacht abgesetzt und durch einen führenden Kommu­
nisten (Beruf Schlosser) ersetzt worden ist . . .“

Dieses Schreiben drückt bereits in vollkommener 
Klarheit das bewußte Bestreben der Angeklagten Meth­
fessel und Müller aus, sich der Vernichtung des Kon­
zerns, der Enteignung, entgegenzustellen; es stellt die 
Grundlage und Richtschnur für die von allen Ange­
klagten verübten Verbrechen dar_________

Sämtliche Angeklagten haben nun die zur Auflösung 
des DCGG-Konzems eingeleiteten und durchgeführten 
wirtschaftlichen Maßnahmen der Provinzialverwaltung 
Sachsen-Anhalt hintertrieben. Sie verfolgten das Ziel, 
den Konzern zu erhalten, ihn zu retten und fügten dabei 
dem deutschen Volke auch beträchtlichen materiellen 
Schaden zu.

Die in Frage kommende Bestimmung des Befehls 
Nr. 160 der SMAD vom 3. Dezember 1945 lautet in der 
Übersetzung, die der Anklage und der Verurteilung 
zugrunde gelegt ist, wie folgt:

..Personen, die sich Übergriffe zuschulden kommen lassen, 
die eine Durchkreuzung der wirtschaftlichen Maßnahmen 
der deutschen Selbstverwaltungsorgane bezwecken, werden 
zu Freiheitsstrafen bis zu 15 Jahren und in besonders 
schweren Fällen zum Tode verurteilt.“

Der Sachverständige Selbmann hat dargelegt, daß die 
Versuche der enteigneten Konzernherren, die Enteignung 
zu hintertreiben, im wesentlichen drei Methoden er­
kennen ließen. Zunächst gingen sie darauf aus, die Ent­
eignung durch Einsprüche und Einwände zu verhindern 
oder doch hinauszuzögern. Dann versuchten sie, die 
eingeleiteten Enteignungsmaßnahmen durch Bildung 
neuer Kapitalgesellschaften, unter Beteüigung der 
öffentlichen Hand, zu durchkreuzen; die Gründung 
solcher Gesellschaften sollte dazu dienen, Vermögens­
werte der Enteignung zu entziehen, die Vermögens­
massen zusammenzuhalten und Personen vorzuschieben, 
die die Interessen der Konzernherren wahrten, und, wo 
möglich, das betrieblich nicht genutzte Restvermögen

des Konzerns unter der alten Firma weiterbestehen zu 
lassen. Schließlich aber wandten sie die dritte und letzte 
Methode der Durchkreuzungen an, die auch bereits mit 
den ersten Methoden kombiniert wurde: die Schaffung 
von Konten und Firmen in Westdeutschland, um dorthin 
so viele reelle Werte wie möglich zu verschieben und den 
enteigneten Konzernherren die Möglichkeit zu geben, 
dort den alten Konzern wiederaufzubauen.

Auch im Falle der DCGG wandten die Angeklagten 
diese drei Methoden an. Dabei bedienten sie sich des 
Koenemann, des zur Anwaltschaft in Berlin nicht zu­
gelassenen Juristen, der schon aus seiner Tätigkeit für 
Unternehmen wie Osram und Telefunken während der 
Hitlerzeit besondere Konzernerfahrung hatte. Er wurde 
von den Angeklagten bei allen wesentlichen Fragen 
herangezogen, sogar durch Drahtfunk nach Dessau 
berufen.

1. Die Angeklagten Methfessel und Müller erhoben 
Einsprüche gegen die entschädigungslose Enteignung 
der DCGG, und die Angeklagten Herwegen, Kaatz und 
Scharf unterstützten und billigten diese... (wird im ein­
zelnen ausgeführt.)

Alles dies taten die Angeklagten, obwohl sie die Se­
questration und Enteignung der DCGG als eine selbst­
verständliche und berechtigte Regierungsmaßnahme 
hätten betrachten müssen; denn sie wußten gleich allen 
Angeklagten, wie sie — abgesehen von dem nicht an­
wesenden Angeklagten Methfessel — auch zugestanden 
haben, daß die DCGG ein der Enteignung unterliegender 
Konzern war; sie wußten auch, daß sie schon deshalb 
keine Einsprüche erheben durften, weil sie als Treu­
händer hierzu keineswegs berufen oder befugt waren. 
Die Angeklagten Methfessel und Müller nutzten aber 
den Umstand aus, daß die Regierung sie, die früheren 
Repräsentanten des Konzerns, als Treuhänder bestellt 
hatte, genau wie die Angeklagten Herwegen, Kaatz und 
Scharf den Umstand, daß sie nach erfolgter Sequestra­
tion, nach Anordnung der Verfügungsgewalt, als Auf­
sichtsräte belassen worden waren. Die Einsprüche sowie 
alle ihre Manipulationen waren nach geltenden Recht 
unbegründet. Die Angeklagten wußten überdies bereits 
seit der Anordnung der Verfügungsgewalt und im be­
sonderen kurz nachher aus einem an den Angeklagten 
Herwegen gerichteten Schreiben des Wirtschaftsministers 
der Provinzialregierung, Dieker, vom 21. Februar 1946, 
daß die entschädigungslose Enteignung des DCGG- 
Konzerns endgültig erfolgen würde. . . .

2. Nach dem Zusammenbruch war man in Sachsen-An­
halt in dem Bemühen, schnellstens eine Grundlage für 
den wirtschaftlichen Aufbau zu finden, u. a. darauf ver­
fallen, den Zusammenschluß der maßgebenden Energie­
wirtschaftsunternehmen herbeizuführen. Dies führte im 
März 1946 zunächst zu einem Konsortialvertrag, in dem 
noch die Beteiligung der bereits sequestierten DCGG an 
einer neu zu gründenden Aktiengesellschaft „Prevag“ 
vorgesehen war. Es bestand bei der DCGG, d. h. also bei 
den angeklagten Vorstandsmitgliedern Methfessel und 
Müller aber zunächst keineswegs große Bereitschaft, 
sich an diesen Plan zu halten. Sie ließen sich sogar von 
Koenemann im Juni 1946 ein Gutachten anfertigen, in 
dem der Umfang ihrer Verpflichtungen möglichst ein­
schränkend ausgelegt wurde. Erst als, wie es im Auf­
sichtsratsprotokoll vom 13. Dezember 1946 heißt, „ange­
sichts der Enteignungsmaßnahmen der Provinz . . . 
unter gar keinen Umständen mit einer Aufrechterhal­
tung des bisherigen Zustandes gerechnet werden 
konnte“, bezeigten sie plötzlich größtes Interesse für 
diese Gründung. In dem Maße, wie offenbar wurde, 
daß die Sequestration zur entschädigungslosen Enteig­
nung führte, und damit solche gemischt-wirtschaftlichen 
Gesellschaften gegenstandslos wurden, konzentrierten 
sich die Bemühungen der DCGG mehr und mehr darauf, 
nunmehr in möglichst großem Umfange nicht nur, wie 
ursprünglich vorgesehen, ihre Elektrizitäts-Unter­
nehmen, sondern ihre gesamten Versorgungsbetriebe in 
die Prevag einzubringen, um nunmehr in dieser Gesell­
schaft maßgebenden Einfluß zu gewinnen. Durch eine 
entsprechende Bewertung der Betriebe sicherte man sich 
als Gegenleistung die Aktienmehrheit von 62 Prozent.

Auf diese Weise suchte man einmal zu erreichen, wie 
der Angeklagte Müller sich ausdrückte, „die entschädi­
gungslose Enteignung in eine solche gegen Entschädi­
gung umzuwandeln“ oder, wie Herwegen es noch 
eindeutiger formulierte, „der entschädigungslosen Ent-
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